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Drucksache V/2082 


Der Bundesminister der Finanzen 

IV B/4 - S 2791 - 25/67 


Bonn, den 23. August 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Erleichterung der freien Wahl der Unternehmensform 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Deringer und der 
Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache V/1945 — 


1. Billigt die Bundesregierung den Grundsatz, daß die freie Wahl 
der Unternehmensform nicht durch rechtliche und vor allem 
steuerliche Hemmnisse beeinträchtigt, sondern in angemessenem 
Umfang erleichtert werden sollte ? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, einen Gesetzentwurf zur Er- 
leichterung der verschiedenen Umwandlungsmöglichkeiten un- 
verzüglich vorzulegen, so daß er beschleunigt verabsdiiedet 
werden kann ? 

3. Glaubt die Bundesregierung, daß in einem solchen Gesetzent- 
wurf nicht nur das Problem der stillen Reserven — über die 
bestehende Rechtsprechung und Verwaltungspraxis hinaus — 
befriedigend geregelt werden kann, sondern daß auch die Ver- 
kehrsteuern erlassen oder jedenfalls so ermäßigt werden können, 
daß sie kein entscheidendes Hindernis mehr für einen wirt- 
schaftlich notwendigen Wandel der Unternehmensform bilden? 


Die Bundesregierung beantwortet die o. a. Kleine Anfrage 
wie folgt: 

Die technische Entwicklung, die zunehmende europäische In- 
tegration und wirtschaftliche Verflechtung haben in den zurück- 
liegenden Jahren unsere Volkswirtschaft immer mehr vor die 
Notwendigkeit gestellt, sich den neuen Bedingungen durch struk- 
turelle und organisatorische Maßnahmen anzupassen, um so 
dem sich immer mehr verschärfenden Wettbewerb auch in Zu- 
kunft gewachsen zu sein. Die Bundesregierung begrüßt alle 
Maßnahmen, die geeignet sind, eine solche Entwicklung zu för- 
dern. Sie ist deshalb bereit, soweit die geltende Rechtsordnung 
in der einen oder anderen Weise solche Maßnahmen ernsthaft 
erschweren oder gar verhindern sollte, zu prüfen, in welchem 
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Umfang diese Hindernisse abgebaut oder beseitigt werden kön- 
nen. Hinsichtlich der Probleme, die bei diesem Vorhaben auf- 
treten, und deren Lösung hat sich bisher folgendes ergeben: 

1. Zu den handelsrechtlichen Fragen 

Grundsätzlich sollte jeder Unternehmer für sein Unternehmen 
diejenige Rechtsform frei wählen können, die ihm für seine 
Zwecke am geeignetsten erscheint. Die freie Wahl sollte nur 
insoweit eingeschränkt oder ausgeschlossen sein, als es zum 
Schutze der Allgemeinheit und der Gläubiger notwendig ist. 

Das geltende Handels- und Gesellschaftsrecht wird dem schon 
in weitem Umfang gerecht. Abgesehen von Sonderregelungen 
für bestimmte Tätigkeitsbereiche kann jeder Unternehmer frei 
die Form seines Unternehmens wählen. Die Unternehmensform 
kann auch gewechselt werden. Allenfalls fragt sich, ob nicht 
auf die eine oder andere Voraussetzung, deren Erfüllung das 
geltende Recht beim Wechsel der Unternehmensform verlangt, 
verzichtet oder in anderer Weise ein Wechsel der Rechtsform 
erleichtert werden kann. Die Bundesregierung prüft diese Frage 
für alle Umwandlungsfälle, für die sich im Wirtschaftsleben 
ein Bedürfnis zeigt. Dabei muß aber berücksichtigt werden, 
daß die Umwandlung nicht die Interessen der Allgemeinheit, 
der Gläubiger, der Gesellschafter und der Arbeitnehmer gefähr- 
den darf. 

Die Bundesregierung bereitet gegenwärtig einen Gesetzent- 
wurf vor, durch den - über die nach dem Gesetz über die 
Umwandlung von Kapitalgesellschaften und bergrechtlichen Ge- 
werkschaften vom 12. November 1956 bestehenden Möglich- 
keiten hinaus - auch die Umwandlung von Personenhandels- 
gesellschaften und einzelkaufmännischen Unternehmen in Ak- 
tiengesellschaften erleichtert werden soll. Namentlich ist vor- 
gesehen, daß bei der Errichtung der Aktiengesellschaft weni- 
ger als fünf Personen mitwirken können und daß das Geschäfts- 
vermögen einschließlich der Schulden als Ganzes durch Gesamt- 
rechtsnachfolge auf den neuen Rechtsträger übergeht. Ob es 
vor einer Reform des GmbH-Rechts möglich ist, in den Entwurf 
auch die Umwandlung einer Personenhandelsgesellschaft oder 
eines einzelkaufmännischen Unternehmens in eine GmbH ein- 
zubeziehen, bedarf unter den obengenannten Gesichtspunkten 
noch sorgfältiger Prüfung. 

Die Bundesregierung prüft ferner, ob für die Überführung von 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts und von Genos- 
senschaften in Kapitalgesellschaften ein über den Einzelfall 
hinausgehendes praktisches Bedürfnis besteht und ob auch in- 
soweit Erleichterungen vorgesehen werden können. Allerdings 
könnte die Umwandlung von juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts, die auf Landesrecht beruhen, nicht allein durch 
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bundesrechtliche Vorschriften erleichtert werden. Vielmehr 
müßte auch der jeweilige Landesgesetzgeber ergänzende Vor- 
schriften treffen. 

Umwandlungen von Genossenschaften in Aktiengesellschaften 
sind zwar in den letzten Jahren vereinzelt vorgekommen. Doch 
wird insoweit geprüft werden müssen, ob Vereinfachungen für 
solche Umwandlungen mit der Eigenart der Genossenschaft und 
den Wesensunterschieden zwischen einer Genossenschaft und 
einer Kapitalgesellschaft vereinbar sind. 

Für die Vereinigung mehrerer Unternehmen sieht bereits das 
geltende Recht in bestimmten Fällen Erleichterungen - insbe- 
sondere den Vermögensübergang durch Gesamtrechtsnachfolge 
- vor. Nicht ausdrücklich geregelt ist bisher die Verschmelzung 
von zwei Gesellschaften mit beschränkter Haftung. Sie kann, 
wenn eine Gesamtrechtsnachfolge stattfinden soll, zur Zeit nur 
in der Weise vollzogen werden, daß die eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung Gesellschafterin der anderen Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung wird und diese dann ihr Vermögen 
nach den Vorschriften des Umwandlungsgesetzes auf jene über- 
trägt. Im Rahmen der in Vorbereitung befindlichen Reform des 
Rechts der Gesellschaft mit beschränkter Haftung wird die 
Bundesregierung prüfen, ob daneben auch die echte Verschmel- 
zung von Gesellschaften mit beschränkter Haftung zu regeln ist. 


2. Zu den steuerrechlichen Fragen 

Bei den Steuern sind im wesentlichen drei Bereiche betroffen: 
die Steuern von Einkommen und Ertrag, die Kapitalverkehr- 
steuern und die Grunderwerbsteuer. 

a) Die Steuern vom Einkommen und Ertrag 

Bei diesen Steuern ergeben sich schon nach der jetzigen 
Rechtslage keine Belastungen in all den Fällen, in denen ein 
bestehendes Personenunternehmen (Einzelunternehmen oder 
Personengesellschaft) in die Rechtsform der Kapitalgesell- 
schaft überführt wird. Voraussetzung hierfür ist lediglich, 
daß der Inhaber des bisherigen Unternehmens an der Kapital- 
gesellschaft wesentlich beteiligt ist und die Kapitalgesell- 
schaft die übernommenen Wirtschaftsgüter in ihre Bilanz 
mit deren bisherigen Buchwerten einsetzt. Die Lage ist die 
gleiche, wenn ein Betrieb gewerblicher Art einer Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts auf eine Kapitalgesellschaft 
übertragen wird. 

Schwierigkeiten bei den Steuern vom Einkommen und Ertrag 
ergeben sich in der Regel aber dann, wenn das Vermögen 
einer Kapitalgesellschaft im Wege der Umwandlung oder 
Verschmelzung auf einen Gesellschafter übertragen wird. 
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Hier müssen, wenn man diese Vorgänge erleichtern will, 
nicht nur steuerliche Erleichterungen hinsichtlich der Ver- 
steuerung der in dem übertragenen Vermögen steckenden 
Reserven geschaffen werden, sondern es muß auch eine trag- 
bare Lösung für die Besteuerung der stillen Reserven gefun- 
den werden, die in der durch den bezeichneten Vorgang 
untergehenden Beteiligung enthalten sind. Die Bundesregie- 
rung wird bestrebt sein, sowohl in der einen als auch in der 
anderen Frage befriedigende Regelungen zu finden. 

b) Die Kapitalverkehrsteuern 

Bei den Kapitalverkehrsteuern handelt es sich um die 
Gesellschaftsteuer und die Börsenumsatzsteuer. Die Gesell- 
schaftsteuer wird in allen Fällen erhoben, in denen Unter- 
nehmen gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten in eine 
Kapitalgesellschaft eingebracht werden. Die Börsenumsatz- 
steuer fällt dann an, wenn im Zuge der in Frage stehenden 
Vorgänge Wertpapiere übertragen werden. Hinsichtlich die- 
serSteuern ist dieBundesregierung bereit zu prüfen, ob und 
in welchem Umfang steuerliche Erleichterungen geschaffen 
werden können. Diese Prüfung wird im Einvernehmen mit 
den Ländern vorgenommen, denen das Aufkommen zu- 
steht. 

c) Die Grunderwerbsteuer 

Wenn im Zusammenhang mit den in der Anfrage bezeichneten 
Vorgängen Grundstücke übertragen werden, so wird dadurch 
Grunderwerbsteuerpflicht ausgelöst. Bei der Grunderwerb- 
steuer stehen Gesetzgebung, Verwaltung und Aufkommen 
ausschließlich den Ländern zu, so daß die Bundesregierung 
zu steuerlichen Vergünstigungen auf diesem Gebiet mangels 
Zuständigkeit sachlich nicht Stellung nehmen kann. Sie wird 
jedoch die Länder bitten, diese Frage zu prüfen. 


In Vertretung 

Grund 
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